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GEMEINDEVERTRETUNG 
 

- Vorsitzender - 

Am Bürgerzentrum 1 

63584 Gründau 

 
 
 Gründau, 02.05.2016 
An die 
Damen und Herren 

- der Gemeindevertretung 
- des Gemeindevorstandes 

__________________________ 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie werden hiermit zur 2. Sitzung der Gemeindevertretung Gründau am 
 

Dienstag, dem 17.05.2016, um 20:00 Uhr, 
Gemeinschaftshaus Rothenbergen, 

Frankfurter Straße 27, OT Rothenbergen, 
 
eingeladen. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Mitteilungen des Gemeindevorstandes und Anfragen hierzu 

 
2. Wahl, Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung eines ehrenamtlichen 

Beigeordneten (2016 -100) 
 

3. Beratung und Beschlussfassung von Stellungnahmen zu den Anregungen der 
Träger öffentlicher Belange sowie Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan "Lange 
Rainshohle", Ortsteil Lieblos (2016 -032) 
 

4. Beratung und Beschlussfassung über den Erlass einer Klarstellungssatzung 
gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 Baugesetzbuch für Grundstücke im Bereich der 
"Krummen Wiesen", Straße In der Hochstadt, Ortsteil Rothenbergen (2016 -086) 
 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Bereitstellung von Haushaltsmitteln im 
Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung (§ 99 HGO) (2016 -089) 
 

6. Aufnahme  in ein  Förderprogramm des Bundes für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit für  LED-Projekte der Gemeinde zur Außenbeleuchtung von 
Immobilien, Straßen, Wegen und Plätzen  (Antrag der CDU-Fraktion vom 
06.03.2016) (2016 -037) 
 

7. Anfragen 
 

Mit freundlichen Grüßen  
 
 
(Ament)  
Vorsitzender der Gemeindevertretung 



 
Gemeinde Gründau 
Hauptamt 

 Gründau, den 02.05.2016 
 

 
  

 
Beschlussvorlage -  2016 -100 für: 
 
Gremium: TOP: Datum: Öffentlichkeitsstatus: 

Gemeindevertretung 2 17.05.2016 öffentlich 

 
Einführung, Verpflichtung, Ernennung und Vereidigung eines ehrenamtlichen 
Beigeordneten 
 
Beschlussempfehlung 
 

1. In der Sitzung vom 18.04.2016 verabschiedete die Gemeindevertretung 
einstimmig die 7. Änderung der Hauptsatzung. Unter anderem wurde die 
Anzahl der Beigeordneten von acht auf neun angehoben (§ 4 Abs. 2). 

 
2. Die geänderte Hauptsatzung ist zum 29. April in Kraft getreten. 
 
3. Gemäß mehrheitlich gewählter Wahlvorschlagsliste der CDU und der FWG 

ist  Herr Karlheinz Grosse nächster Bewerber zum ehrenamtlichen Bei-
geordneten. 

 
 
Sachverhalt 
 

1. Bezüglich der Formalien wird auf die Vorlage zum TOP 11 der konstituie-
renden Sitzung der Gemeindevertretung verwiesen. 

 
2. Es handelt sich um gleichartige unbesoldete Stellen (§55 Abs. 1 Satz 2 

HGO). Sie sind daher in einem Wahlgang auf Grund von Wahlvorschlägen 
nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu besetzen. Siehe auch Proto-
koll GVe-Sitzung Nr. 1 vom 18.04.2016. 
 

3. Der gewählte ehrenamtliche Beigeordnete wird gem. § 46 Abs. 1 HGO 
vom Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
- in sein Amt eingeführt 
- und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Aufgaben verpflichtet. 
 
Sodann wird dem Beigeordneten die (Beamten-)Ernennungsurkunde durch 
den Bürgermeister übergeben (Ernennung). 
 
Anschließend leistet der Beigeordnete vor dem Vorsitzenden der Gemein-
devertretung den Diensteid. 
 

 
Sachbearbeiter:  Werner, Joachim 

 
 



 
Gemeinde Gründau 
Bauamt 

 Gründau, den 25.02.2016 
 

 
  

 
Beschlussvorlage -  2016 -032 für: 
 
Gremium: TOP: Datum: Öffentlichkeitsstatus: 

Bau-, Planungs-, Verkehrs-, Agrar- 
und Umweltausschuss 

2 12.05.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung   öffentlich 

Gemeindevorstand 3 29.02.2016 nichtöffentlich 

 
Beratung und Beschlussfassung von Stellungnahmen zu den Anregungen der 
Träger öffentlicher Belange sowie Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan 
"Lange Rainshohle", Orsteil Lieblos 
 
Beschlussempfehlung 
 
… wird der Gemeindevertretung folgende Beschlussempfehlung unterbreitet: 
 

1. Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan 
Den behandelten Punkten 3.1 bis 3.4 wird entsprechend der Beschlussvorlage zuge-
stimmt. 
Die Gemeindevertretung beschließt gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) 
den Entwurf des Bebauungsplanes „Lange Rainshohle“, Ortsteil Lieblos, bestehend 
aus einer Planzeichnung im Maßstab 1 : 1.000 einschließlich der bauplanungs- und 
bauordnungsrechtlichen Festsetzungen, unter Einarbeitung der in der Beschlussvor-
lage beschlossenen Ergänzungen als Satzung. 
Der Begründung mit Umweltbericht wird zugestimmt. 
 

2. Vorlage beim Regierungspräsidium 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, den Bebauungsplan „Lange Rainshohle“ 
nach der Genehmigung durch das Regierungspräsidium gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
in Kraft zu setzen. 
 

3. Bekanntmachung 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, den Bebauungsplan „Lange Rainshohle“ 
nach der Genehmigung durch das Regierungspräsidium gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 
in Kraft zu setzen. 
 
 
Sachverhalt 
 
Als Anhang sind in den Punkten 3.1 bis 3.4 die Anregungen der Träger öffentlicher 
Belange abgehandelt. Von Seiten der Bevölkerung gingen keinerlei Stellungnahmen 
Des Weiteren wurde ein Auszug aus dem Bebauungsplan beigefügt. 
 
Sachbearbeiter:  Roth, Udo 

 
 



Bauleitplanung der Gemeinde Gründau: Bebauungsplan „Lange Rainshohle“, OT Lieblos S. 1/20 
Abwägung zu den eingegangenen Stellungnahmen im Zuge der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  

Aufgestellt, 24.02.2016 – Planungsgemeinschaft Heim & Werneke, Friedrichstraße 35, 63450 Hanau, Tel. 06181/937129 

 

 

Ergebnis der Abwägung der Beteiligung vom 28. Oktob er 2015 bis 30. November 2015 

 

 

Inhalt: 
 

1. Stellungnahmen der Öffentlichkeit mit Anregungen      S. 2 

2. Stellungnahmen von Behörden und Träger öffentlicher Belange ohne Anregungen  S. 3 

3. Stellungnahmen von Behörden und Träger öffentlicher Belange mit Anregungen  S. 4 
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1. Stellungnahmen der Öffentlichkeit mit Anregungen 
 

Es sind keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen. 
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2. Stellungnahmen von Behörden und Träger öffentlicher Belange ohne  Anregungen 
 

2.1. Regionalverband, Schreiben vom 30.10.2015 

2.2. hessenARCHÄOLOGIE, Schreiben vom 19.11.2015 

2.3. Main-Kinzig Netzdienste GmbH, Schreiben vom 21.11.2015 

2.4. Amt für Bodenmanagement Büdingen, Schreiben vom 23.11.2015 

2.5. Stadt Büdingen, Schreiben vom 27.11.2015 
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3. Stellungnahmen von Behörden und Träger öffentlicher Belange mit  Anregungen 
 

3.1. Kreiswerke Main-Kinzig GmbH, Schreiben vom 09.11.2015   S. 5 

3.2. Deutsche Telekom Technik AG, E-Mail vom 03.12.2015   S. 7 

3.3. Main-Kinzig-Kreis, Schreiben vom 21.11.2015    S. 8 

3.4. Regierungspräsidium Darmstadt, Schreiben vom 16.12.2015  S. 14 
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Nr. Stellungnahme Prüfung der Anregung/Hinweise Vorschlag zur Abwägun g 

3.1 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es bestehen keine Bedenken gegen die Baumaßnahme. 
 
 
Es werden Hinweise zur Erschließungsplanung gegeben. 
Die konkrete Erschließungsplanung ist nicht Bestandteil 
der Bebauungsplanung. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
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3.2 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsli-
nien der Telekom. 
Die Bestandspläne wurden angefordert. Aus ihnen 
geht hervor, dass im Plangebiet keine Leitungen der 
Telekom liegen. Leitungen vorhanden sind im südlich 
anschließenden Gebiet „Pechofen II“ und nördlich des 
Plangebiets. 
 
Zur Versorgung des neuen Baugebiets sei die Verle-
gung neuer Telekommunikationslinien inner- und au-
ßerhalb des Plangebiets erforderlich. 
Der Hinweis ist im Zuge der Erschließungsplanung zu 
beachten. 
 
Es sei notwendig, dass Beginn und Ablauf der Bau-
arbeiten mindestens drei Monate vor Baubeginn 
schriftlich angezeigt werden. 
Der Hinweis betrifft nicht die Bebauungsplanung. 
 
In allen Straßen bzw. Gehwegen seien Trassen mit 
einer Leitungszone vorzusehen. 
Die konkrete Ausführung der Straßen und Gehwege 
ist Sache der nachgeordneten Erschließungsplanung. 
Der Forderung ist daher nicht zu folgen. 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen sei ein be-
stimmtes Merkblatt zu beachten. 
Ein Hinweis zur Beachtung des Merkblatts ist im Be-
bauungsplan bereits vorhanden. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wurde beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird bereits ent-
sprochen. 
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3.3 
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Brandschutz  
 
Es bestehen keine Bedenken bei Umsetzung folgender 
Anforderungen: 
 
Zufahrten 
Die Herstellung der Zufahrten ist nicht Gegenstand der 
Bebauungsplanung. 
 
Öffentliche Verkehrsflächen 
Die öffentlichen Verkehrsflächen seien so anzulegen, 
dass sie mit den Fahrzeugen der Feuerwehren jederzeit 
und unbehindert befahren werden können. 
Die Fahrbahnbreite und die Krümmungsradien sind  bzw. 
werden im Zuge der Erschließungsplanung so festge-
setzt, dass sie mit Feuerwehrfahrzeugen befahren wer-
den können. 
Die weiteren Hinweise zur Anordnung von Löschwasser-
entnahmestellen und Ausbildung der Straßen sind nicht 
Gegenstand der Bebauungsplanung. 
 
Kein Hubrettungsfahrzeug 
Der Rettungsweg von Gebäuden ist nicht Gegenstand 
der Bebauungsplanung. 
 
Verkehrsberuhigte Bereiche 
Die Gestaltung der verkehrsberuhigten Bereiche ist nicht 
Gegenstand der Bebauungsplanung. 
 
Rettungshilfsfrist 
Die Einhaltung der Rettungshilfsfrist ist nicht Gegen-
stand der Bebauungsplanung. 
 
Löschwasserversorgung Grundschutz 
Die Löschwasserversorgung ist sichergestellt. Die Pla-
nung der Hydrantenstandorte ist nicht Gegenstand der 
Bebauungsplanung (vgl. Begründung Kap. 3.5.1). 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Dem Hinweis wird entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
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Nutzbarkeit von Hydranten 
Die Planung von Unterflurhydranten ist nicht Gegen-
stand der Bebauungsplanung. 
 
Überlassung von Unterlagen 
Nach Abschluss der Bauleitplanung wird um Zusendung 
des beschlossenen B-Plans gebeten. 
 
 
 
 
Immissionsschutz 
 
Es bestehen keine Bedenken gegen den B-Plan. 
 
 
Es wird empfohlen, den Hinweis zu Emissionen von sta-
tionären Anlagen zu ändern. 
 
Es sollte ein Hinweis zu Immissionen aus der Landwirt-
schaft aufgenommen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Bitte wird entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Empfehlung wird gefolgt. 
 
 
Der Empfehlung wird gefolgt. 
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Abfallwirtschaft 
 
Es bestehen keine Bedenken gegen den B-Plan. 
Auf Flurstück 23 befände sich die Altablagerung „Kreuz-
hohle“. Daher wird empfohlen den Bereich als öffentliche 
Verkehrsfläche vorzusehen. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Altablagerungs-
grenzen bekannt seien, ansonsten wird eine Erkundung 
empfohlen. 
Das Gutachten von 2012 (vgl. Begründung Kap. 2.5) 
sollte eingesehen werden. 
Wie in der Begründung erwähnt (Kap. 2.5), ist das Flur-
stück 23 nur in seinem nördlichen Bereich von der Altab-
lagerung betroffen. Dieser liegt außerhalb des Geltungs-
bereichs. 
Bei dem Flurstück handelt es sich um einen öffentlichen 
Weg, der in seiner weiteren Nutzung so verbleiben wird. 
Die im Geltungsbereich liegende Teilfläche setzt ledig-
lich den Anschluss an die neu geplante Straße fest. Es 
ist ausgeschlossen, dass diese zukünftig als Wohnbe-
bauung oder Grünfläche genutzt wird. 
Da dennoch generell schädliche Bodenveränderungen 
auftreten können, wird im B-Plan darauf hingewiesen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird bereits ent-
sprochen. 
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(vgl. D.7). Dieser Hinweis ist im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung zu beachten. 
Im Zuge der Bebauungsplanung sind daher keine weite-
ren Maßnahmen erforderlich. 
 
 
Wasser- und Bodenschutz 
 
Dem Bebauungsplan wird zugestimmt, wenn die Errich-
tung der Lärmschutzanlagen im Einzelverfahren geregelt 
wird und den wasser- und bodenschutzrechtlichen Re-
gelungen entspricht. 
Für die Errichtung der Lärmschutzwand wird die Ge-
meinde Gründau eine Verwaltungsvereinbarung mit 
Hessen Mobil treffen. Grundlage dafür bilden die Ent-
wurfsunterlagen gem. RIZ Ing. einschließlich eines Ent-
wässerungsnachweises. Falls erforderlich wird zudem 
eine Baugenehmigung beantragt. 
Die Errichtung der Lärmschutzwand und die Verwal-
tungsvereinbarung sowie ggf. das Baugenehmigungs-
verfahren sind nicht Gegenstand der Bebauungspla-
nung. Die Bearbeitung erfolgt in nachgeordneten Verfah-
ren nach dem jeweils dort geltenden Recht. Die wasser- 
und bodenschutzrechtlichen Anforderungen werden so-
mit im Zuge dessen auch beachtet. 
 
Hinweise: 
1. Das Baugebiet liege teilweise in einem Wasserschutz-
gebiet. 
In der Begründung wird bereits darauf hingewiesen. Zu-
sätzlich wird ein Hinweis auf dem Plan ergänzt. 
 
2. Der Nachweis einer geordneten und hinreichenden 
Abwasserbeseitigung sowie der Trink- und Löschwas-
serversorgung sei ggü. der Oberen Wasserbehörde 
nachzuweisen. 
Die Wasserver- und -entsorgung ist für das Baugebiet 
grundsätzlich gesichert (vgl. Begründung Kap. 3.5). Die 
weitere Planung erfolgt im Zuge der Erschließungspla-
nung und ist mit der Oberen Wasserbehörde abzustim-
men. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird entsprochen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
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Naturschutz 
 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
 
Die Ausnahmegenehmigung für die Streuobstflächen sei 
beantragt und könne in Aussicht gestellt werden. 
 
Die zeichnerische Festsetzung der Kompensationsflä-
chen, die aus dem Ökokonto beansprucht werden, fehle. 
Mit dieser sei kein gesonderter städtebaulicher Vertrag 
mehr notwendig. 
Die Ökokontoflächen werden zusätzlich zeichnerisch 
festgesetzt. 
 
Die Flächenbilanzierung sei hinsichtlich der Biotoptypen 
10.530 und 10.715 zu korrigieren. Das zusätzliche Bio-
topdefizit könne über das Ökokonto kompensiert wer-
den. Die Fläche sei im Bebauungsplan zeichnerisch und 
textlich festzusetzen. 
Die Straßen und der Fußweg werden dem KV-Typ 
10.510 zugeordnet, die Dachflächen 10.710. Die Stell-
plätze sind gem. Stellplatzsatzung in wasserdurchlässi-
gem Belag auszuführen, bleiben/werden demnach 
10.530 zugeordnet. Im privaten Bereich wird von einem 
Stellplatz von 12,5 m² je Grundstück ausgegangen. 
Das Biotopdefizit erhöht sich dadurch um 62.794 Punkte. 
Diese Punkte werden ebenfalls über das Ökokonto aus-
geglichen und die entsprechende Ökokontofläche dem 
Bebauungsplan durch textliche und zeichnerische Fest-
setzung zugeordnet. 
 
Im Falle der Beseitigung von festgesetzten, zu erhalten-
den Gehölzen sei eine Befreiung zu beantragen. 
Die Begründung wird in Kap. 3.9 entsprechend geändert. 
 
 
 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird entsprochen. 
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3.4 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

regionalplanerische Bedenken werden nicht vorgebracht. 

Ich verweise hierzu auch auf meine Stellungnahme im Rahmen des Anhörungsver-

fahrens 

 

Aus naturschutzfachlicher Sicht bitte ich folgendes zu beachten: 

Der o.g. Bebauungsplanentwurf überlagert kein ausgewiesenes oder geplantes 

Natur- bzw. Landschaftsschutzgebiet. Aufgrund der zwischenzeitlich vorgelegten 

Ergebnisse zur Flora und Fauna haben sich meine im bisherigen Verfahren vorge-

tragenen Vorbehalte zum Artenschutz erledigt. Zu weiteren naturschutzfachli-

chen Belangen wird auf die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde ver-

wiesen. 

 

Bezüglich der von meiner Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt zu vertretenden 
Belange nehme ich zu der vorliegenden Planung wie folgt Stellung: 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regionalplanung 
Es werden keine Bedenken hervorgebracht. 
Es wird auf die Stellungnahme des Anhörungsverfahrens 
verwiesen. 
In der Stellungnahme vom 7.10.2013 wird darauf hinge-
wiesen, dass der B-Plan an die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung angepasst ist. Außerdem sei der Be-
bauungsplan erst aus dem Flächennutzungsplan entwi-
ckelt, wenn die Änderung des FNP rechtswirksam sei. 
Für die FNP-Fortschreibung, die die Planung des B-
Plans berücksichtigt, wird bis zum Satzungsbeschluss 
des B-Plans materielle Planreife vorliegen und der B-
Plan somit aus den Darstellungen des FNP entwickelt 
sein. 
Die Hinweise sind zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Naturschutz 
Es liege keine Überlagerung des Plangebietes mit einem 
Natur-/Landschaftsschutzgebiet vor. 
Zu weiteren naturschutzfachlichen Belangen wird auf die 
Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde verwie-
sen.  
Die Hinweise sind zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
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Grundwasserschutz/Wasserversorgung: 
 

1. Die Bauleitplanung ersetzt nicht ggfs. erforderliche eigene wasserrechtli-
che Zulassungen, z. B. für bauzeitige Grundwasserhaltungen oder für 
mögliche Barrierewirkungen von Gebäuden im Grundwasser. 

2. Die planaufstellende Kommune hat in eigener Verantwortung sicherzu-
stellen, dass die Versorgungssicherheit der öffentlichen Wasserversor-
gung dauerhaft für die künftige Bebauung im Rahmen der bestehenden 
wasserrechtlichen Zulassungen gewährleistet ist und eine ausreichende 
Löschwassermenge bereitgestellt werden kann. 

3. Das Plangebiet liegt in der Schutzzone III des Wasserschutzgebiets WSG 
der Stadtwerke Gelnhausen, Brunnen ST Roth (StAnz. 21/1974 S. 994). 
Die dort enthaltenen Ge- und Verbote sind zu beachten. Ggfs. sind sich 
daraus ergebende eigene wasserrechtliche Prüfungen und Zulassungen 
vor Inkrafttreten der Bauleitplanung erforderlich. Ansprechpartner ist die 
zuständige Untere Wasserbehörde. 

 
Bodenschutz: 

Verdachtsflächen 

1. In der Altflächendatei des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geo-
logie sind Altablagerungen, Altstandorte, Altlasten, schädliche Boden-
veränderungen und Grundwasserschadensfälle erfasst. Das Dezernat 
prüft im Rahmen des Bauleitplans, ob und welche Informationen über das 
fragliche Grundstück in der Altflächendatei enthalten ist und ob ein bo-
denschutzrechtliches Verfahren für das betroffene Grundstück im Dezer-
nat geführt wird. 

2. Zu dem Planungsgebiet liegen im Fachinformationssystem Altlasten und 
Grundwasserschadensfälle (FIS-AG) des Landes Hessen Eintragungen 
vor. Hierbei handelt es sich um die Altablagerung „Kreuzhohle“, die sich 
über die Flurstücke 23, 24, 26, Flur 32 erstreckt. Die dazugehörige Schlüs-
selnummer lautet 435.012.040-000.004. Bei der Altablagerung handelt es 
sich um einen ehemaligen Gemeindemüllplatz, welche in den Jahren 
2009 und 2012 umwelttechnisch untersucht wurde. Dem mitgelieferten 
Planbild entnehme ich, dass sich das Planungsgebiet im Nord-Östlichen 

Grundwasserschutz/Wasserversorgung  
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die Bauleitplanung 
keine wasserrechtlichen Zulassungen ersetzt.  
Der Hinweis ist zur Kenntnis zu nehmen. 
 
2. Es wird auf die Sicherstellung der öffentlichen Was-
serversorgung und die Bereitstellung des Löschwasser-
bedarfs durch die Gemeinde hingewiesen.  
Die Wasserversorgung für das Plangebiet ist gesichert 
(vgl. Begründung Kap. 3.5.1). 
Der Hinweis ist zur Kenntnis zu nehmen. 
 
3. Das Plangebiet liege in der Schutzzone III eines Was-
serschutzgebietes. 
Im Umweltbericht und in der Begründung wird bereits da-
rauf hingewiesen. Auf dem Plan wird ein entsprechender 
Hinweis ergänzt. 
Die vorliegende Planung verstößt laut Stellungnahme 
des Main-Kinzig-Kreises nicht gegen die im WSG gelten-
den Schutzbestimmungen. 
 
 
Bodenschutz 
 
Verdachtsflächen 
 
1. Es wird geprüft, ob es zum Plangebiet Informationen 
zu Altlasten etc. gibt.  
Der Hinweis ist zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
2. Zum Plangebiet lägen Eintragungen über die Altabla-
gerung „Kreuzhohle“ vor. Es sei mit dem Auftreten einer 
schädlichen Bodenveränderung zu rechnen. Es wird 
empfohlen die genaue Lage der Altablagerung zu klären. 
Wie der Stellungnahme zu entnehmen ist, liegt ein Gut-
achten vor, das davon ausgeht, dass die Altablagerung 
nur im nördlichen Bereich des Flurstücks 23 auftritt. Der 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Der Anregung wird in Teilen be-
reits gefolgt und wird im Übrigen 
zurückgewiesen. 
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Bereich bis auf das Flurstück 23, Flur 32 erstreckt.  Dieses wird von meiner 
Behörde unter dem Status „altlastverdächtige Fläche“ geführt, allerdings 
ist gemäß dem Gutachten 2012 ausschließlich der nördliche Bereich des 
Flurstücks 23 betroffen. Trotz der genannten Gründe ist mit dem Auftre-
ten einer schädlichen Bodenveränderung zu rechnen, da mit der umwelt-
technischen Untersuchung im Jahr 2012 die Altablagerung nicht einge-
grenzt wurde. Aus diesem Grund empfehle ich Ihnen im Rahmen der Um-
nutzung der Fläche im Bereich des Flurstücks 23, Flur 32, zu klären, ob 
sich die Altablagerung bis in das Planungsgebiet erstreckt. 

3. Da die geplante Nutzung und Bebauung auf Grundstücksflächen, bei de-
nen der Verdacht oder Nachweis von schädlichen Bodenveränderungen 
besteht, erheblich beeinträchtigt oder ganz ausgeschlossen sein kann, 
wird der Bauherrschaft deshalb empfohlen, die ihr zugänglichen Informa-
tionen über das Grundstück im Hinblick auf mögliche schädliche Boden-
veränderungen auszuwerten. Sofern sich daraus neue Erkenntnisse über 
schädliche Bodenveränderungen ergeben sollten, hat sie das weitere Vor-
gehen mit der zuständigen Bodenschutzbehörde, Regierungspräsidium 
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt, Dezernat 41.1 abzu-
stimmen; ggf. sind weitere Untersuchungen zu veranlassen. 

4. Bei Erdarbeiten im Rahmen des vorgesehen Bauvorhabens ist organolep-
tisch, d. h. visuell durch Inaugenscheinnahme und durch Prüfung von et-
waigen auffälligen Gerüchen, auf schädliche Bodenveränderungen zu 
achten. Sofern diese festgestellt werden, ist das weitere Vorgehen mit 
der zuständigen Bodenschutzbehörde, Regierungspräsidium Darmstadt, 
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt, Dezernat 41.1 abzustimmen, ggf. 
sind Sicherheitsvorkehrungen und weitere Untersuchungen zu veranlas-
sen. 

5. Der bei der Baumaßnahme anfallende Erdaushub / Bauschutt ist gemäß 
dem Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ der Regierungspräsidien 
Darmstadt, Gießen und Kassel (vom 15. Mai 2009) zu beproben, zu sepa-
rieren und einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 

6. Schädliche Bodenverunreinigungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Bo-
denschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunkti-
onen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

7. Weiterhin muss darauf hingewiesen werden, dass alle Erkenntnisse, die 
gemäß § 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) einen Altlastenver-
dacht oder den Verdacht des Vorliegens einer schädlichen Bodenverän-

Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans be-
rührt dieses Flurstück nur westlich in einem kleinen Be-
reich.  
Bei dem Flurstück handelt es sich um einen öffentlichen 
Weg, der in seiner weiteren Nutzung so verbleiben wird. 
Die im Geltungsbereich liegende Teilfläche setzt ledig-
lich den Anschluss an die neu geplante Straße fest.  
Aus diesen Gründen ist sowohl ausgeschlossen, dass 
die Altablagerung im Plangebiet vorliegt als auch, dass 
eine Gefährdung von ihr ausgehen würde. 
Da dennoch generell schädliche Bodenveränderungen 
auftreten können, wird im B-Plan darauf hingewiesen 
(vgl. D.7). Dieser Hinweis ist im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung zu beachten. 
Der Anregung wird somit bereits entsprochen bzw. ist im 
Übrigen zurückzuweisen. 
 
3. Der Bauherrschaft wird empfohlen, die ihr zugängli-
chen Informationen über das Grundstück im Hinblick auf 
mögliche schädliche Bodenveränderungen auszuwer-
ten.  
Dies ist nicht Gegenstand der Bebauungsplanung. Der 
Hinweis ist zur Kenntnis zu nehmen. 
 
4. Bei Erdarbeiten soll auf schädliche Bodenveränderun-
gen geachtet werden.  
Ein entsprechender Hinweis ist bereits in den Planunter-
lagen vorhanden. 
 
5. Es wird auf die ordnungsgemäße Entsorgung von 
Erdaushub hingewiesen. 
Ein Hinweis auf ordnungsgemäße Entsorgung des anfal-
lenden Erdaushubs/Bauschutts ist bereits in den Planun-
terlagen vorhanden. 
Der Anregung wird somit bereits entsprochen. 
 
6. Es wird auf die Definition des Begriffs „schädliche Bo-
denverunreinigungen“ hingewiesen.  
Diese ist im Hinweis zum Bodenschutz integriert. 
Der Anregung wird somit bereits entsprochen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird bereits ent-
sprochen. 
 
 
 
Der Anregung wird bereits ent-
sprochen. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird bereits ent-
sprochen. 
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derung begründen können, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abtei-
lung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, gemäß § 4 Abs. 1 des Hessi-
schen Gesetzes zur Ausführung des Bundes- Bodenschutzgesetzes und 
zur Altlastensanierung (HAltBodSchG) umgehend mitzuteilen sind. 

 

Vorsorgender Bodenschutz 

Das Hessische Altlasten- und Bodenschutzgesetz – HAltBodSchG – gibt auf der 
Grundlage des Bundes-Bodenschutzgesetzes mit § 1 als öffentlich-rechtliche Ziele 
der Vorsorge folgendes vor: 
 

• Die Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Bo-
denveränderungen, 

• den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachtei-
ligen Einwirkungen auf die Bodenstruktur, 

• einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, unter ande-
rem durch Begrenzung der Flächeninanspruchnahme und Bodenversie-
gelung auf das notwendige Maß. 
 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind diese Vorgaben in ausreichendem Maße zu 
würdigen und abzuwägen. Der vorliegende Umweltbericht beschreibt das Schutz-
gut Boden in ausreichender Form. 
Abschließend wird weise ich auf die Bodenschutzklausel nach  
§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB hin: 

Mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen werden soll und 
dabei zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 
bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbe-
sondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und 
andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiege-
lungen auf das notwendige Maß zu begrenzen sind,  
 
 
 

Kommunales Abwasser: 
 
Für das geplante Baugebiet ist eine Entwässerung im Trennsystem vorgesehen. An-
fallendes Schmutzwasser wird einem vorh. Mischwasserkanal in der Sommerberg-

7. Es wird angeregt, dass ein Verdacht auf Altlasten oder 
auf Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung, 
dem RP mitzuteilen seien.  
Diese Regelung ist bereits nachrichtlich in die Planunter-
lagen übernommen. 
Der Anregung wird somit bereits entsprochen. 
 
 
Vorsorgender Bodenschutz 
 
Es wird auf Ziele des Bodenschutzes und die Boden-
schutzklausel hingewiesen. Der Umweltbericht be-
schreibe das Schutzgut Boden ausreichend. 
Die Hinweise sind zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kommunales Abwasser 
 
Die Abwasserentsorgung wurde aufgezeigt. 
Der Hinweis ist zur Kenntnis zu nehmen. 
 

Der Anregung wird bereits ent-
sprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen. 
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straße zugeführt. Das anfallende Regenwasser wird in eine vorhandene Hohle ein-
geleitet. Aus der Hohle erfolgt bislang ein auf 150 l/s begrenzter Abfluss in den Lin-
dengraben. Diese Abflußmenge soll auch künftig beibehalten werden. Durch eine 
Randanhöhung am unteren Rand der Hohle soll zusätzliches Puffervolumen bereit-
gestellt werden. Zur Reduzierung des anfallenden NW bzw. zur NW-Verwertung 
wird der Einbau von Zisternen und ggf. auch eine Versickerung empfohlen. Eine Vo-
lumenberechnung für den Mehrbedarf und die Randanhebung der Hohle soll erst 
im Rahmen einer Kanalplanung erfolgen.  
Die Abwasserentsorgung wurde aufgezeigt. 
 
Für die Einleitung von NW aus der Hohle in den Lindengraben ist eine Einleiteer-
laubnis zu beantragen. Dabei ist eine Immissionsbetrachtung/Leitfadenbetrach-
tung für den Lindengraben durchzuführen. Die Immissionsbetrachtung nach Leit-
faden wird erforderlich, da es sich um eine NW-Einleitung von mehreren Grundstü-
cken handelt und sich die Wirkung der NW-Einleitung voraussichtlich mit der von 
anderen Einleitungen (MW-Einl.) überlagert. Ggf. sollten die Unterlagen zur Hohle 
(s. vor) den Antragsunterlagen für die Erlaubnis beigefügt werden. 
Zu der Nutzung der Hohle sollte noch geklärt werden, ob es bereits für den Linden-
graben (wegen der Einleitung aus dem Fremdgebiet über die Hohle) eine Einleiteer-
laubnis gibt. 
 
Immissionsschutz (Lärm, Erschütterung, EMF): 
 
Meine Stellungnahme zum Lärm (im Nachfolgenden Kursiv dargestellt) vom 
16.09.2013 wird weiterhin aufrechterhalten. 
 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit 

keine 
 
2. Fachliche Stellungnahme zum Lärmschutz (abwägungsfähige Sachverhalte) 

Gegen die geplante Ausweisung eines allgemeinen Wohngebietes (WA) im Ein-wir-
kungsbereich der westlich verlaufenden Bundesstraße, B 457, und der östlich verlau-
fenden Büdinger Straße bestehen seitens des Immissionsschutzes Bedenken. 

 
Der Begründung zum vorgelegten vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde zur Be-
urteilung der Schallimmissionssituation im Plangebiet ein schalltechnisches Gutach-
ten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Einleitung von Niederschlagswasser aus der 
Hohle in den Lindengraben sei eine Einleiteerlaubnis zu 
beantragen. 
Zu der Nutzung der Hohle solle geklärt werden, ob für 
den Lindengraben bereits eine Einleiteerlaubnis gibt. 
Die Entwässerung des Plangebiets ist grundsätzlich ge-
sichert. Die Detailplanung ist nicht Gegenstand der Be-
bauungsplanung und wird im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung abschließend behandelt. 
 
 
 
Immissionsschutz 
 
1.  
Es werden keine Einwände mit rechtlicher Verbindlich-
keit gegeben. 
 
2. 
Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen Beden-
ken gegen die Ausweisung eines WA im Plangebiet, da 
die Orientierungswerte der DIN 18005 nur teilweise ein-
gehalten werden. 
Die errechneten Beurteilungspegel überschreiten zwar 
zum Teil die Orientierungswerte nach Beiblatt 1 der DIN 
18005, jedoch handelt es sich hierbei nicht um verbindli-
che Grenzwerte. Vielmehr soll die Einhaltung der Orien-
tierungswerte angestrebt werden. Ist von einer Über-
schreitung auszugehen, ist ein Ausgleich durch andere 
geeignete Maßnahmen vorzusehen. Vorliegend ist dies 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden im Rah-
men der Erschließungsplanung 
berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Bedenken wird in wesentli-
chen Punkten bereits Rechnung 
getragen. Die grundsätzliche Kri-
tik wird zurück gewiesen. 
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Nr. L 7375 des TÜV Technische Überwachung Hessen GmbH vom 14.03.2013 vorge-
legt. 
 
Wie aus der schalltechnischen Stellungnahme hervorgeht, werden die Orientierungs-
werte nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1 durch den Straßenverkehr unter Berück-
sichtigung der verlängerten Schallschutzwand tags erst in einer Entfernung von ca. 
(60 - 100) m zur Mittel-achse der B 457 eingehalten. 
Nachts dagegen, werden die Orientierungswerte nach Beiblatt 1 zur DIN 18005 Teil 1 
durch den Straßenverkehr unter Berücksichtigung der verlängerten Schallschutzwand 
am IP 1, IP6, IP11, IP14- Abstand 20 zur Mittelachse der B 457, am IP7, IP12, IP15- Ab-
stand 40 m zur Mit-telachse der B 457 und IP 13- Abstand 60 m zur Mittelachse der B 457 
von (1 – 13) dB(A) überschritten. 
Dabei bleiben insbesondere die Ober- und Dachgeschosse ungeschützt. 
 
Deshalb wird in der o. g. schalltechnischen Stellungnahme, als weitere Orientierung 
im Rahmen einer Abwägung, auf die teilweise höheren Immissionsgrenzwerte der 16. 
BImSchV -Verkehrslärmschutzverordnung- von tags- 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) 
verwiesen. Diese finden jedoch hier keine Anwendung, da sie nur beim Bau oder der 
wesentlichen Änderung von Straßen und Schienenwegen gilt. 
 
Eine Überschreitung des Beurteilungspegels/ Orientierungswertes um 3 dB(A) bedeutet be-
reits eine Verdoppelung der Lärmimmissionen. Ein ungestörter Schlaf ist selbst bei nur teil
weise geöffneten Fenstern, bereits ab einem Beurteilungspegel von über 45 dB(A), wie 
auch in der DIN 18005 angegeben, nicht mehr möglich.  
Die schalltechnischen Orientierungswerte sollen bereits am Rande der Bauflächen und 
nicht erst in den Wohngebäuden eingehalten werden. 
 
Der Gutachter hält Maßnahmen zum Schallschutz für erforderlich und schlägt 
zusätzlich die Umsetzung von passiven Schallschutzmaßnahmen gemäß DIN 4109 
für den Lärmpe-gelbereich III vor. 
Auch entsprechende Gebäudeanordnungen, Grundrissgestaltungen, Lüftungsein-
richtun-gen bringen nicht den notwendigen Schallschutz bzw. tragen diese Maßnah-
men erheblich zur Verschlechterung der Wohn- und Lebensqualität, z. B. Schutz nur 
bei geschlossenen Fenstern, eingeschränkter Aufenthalt im Freien, bei. 
 
Aus Sicht des Immissionsschutzes ist es nicht vertretbar, bei der erheblichen Ver-
kehrsbe-lastung, den Planbereich als WA auszuweisen und die zukünftigen Woh-
nungsnutzer wissentlich der hohen Lärmbelastung auszusetzen. 
 

durch den Bau einer Lärmschutzwand und die Aufnahme 
entsprechender Festsetzungen zu passiven Schall-
schutzmaßnahmen in dem Bebauungsplan erfolgt. 
Durch Umsetzung dieser Maßnahmen (Einbau schall-
schützender Fassadenbauteile, Grundrissanordnung) 
wird ein ausreichender Schallschutz auch in den oberen 
Geschossen gewahrt. 
 
Die Aussage, dass die 16. BImSchV hier keine Anwen-
dung findet, ist zurückzuweisen. Aus Urteilen des 
BVerwG (Beschluss vom 1.9.1999, - 4. BN 25.99 -NvwZ-
RR 2000 und Urteil 4 C 8.11 vom 29.11.2012, Satz 24) 
lässt sich schlussfolgern, dass auch zur Abwägung im 
Rahmen der Bauleitplanung die Vorsorgegrenzwerte 
nach der 16. BImSchV herangezogen werden können 
(vgl. auch Lärmgutachten). 
 
Entsprechend der Ausführungen im vorliegenden Schall-
gutachten können die schalltechnischen Belange so ge-
regelt werden, dass die geplanten Nutzungen ausrei-
chend vor schädlichen Umwelteinwirkungen dürch Lärm 
i. S. d. BImSchG geschützt werden. Dies geschieht durch 
aktive und passive Schallschutzmaßnahmen, die nicht 
gleichbedeutend mit einer schlechten Wohn- und Le-
bensqualität sind. So wird z.B. durch den aktiven Schall-
schutz erreicht, dass die Außenbereiche und Erdge-
schosse ungestört genutzt werden können. Durch die 
Festsetzungen zu den passiven Schallschutzmaßnah-
men wird ein ungestörter Schlaf möglich. Das Lüften der 
Räume ist mit den einzubauenden Belüftungseinrichtun-
gen auch ohne Öffnen der Fenster möglich.  
 
Den Bedenken wird durch Festsetzung von aktiven und 
ergänzenden passiven Schallschutzmaßnahmen bereits 
Rechnung getragen. Die Gemeinde Gründau hält daher 
an der Ausweisung des geplanten allgemeinen Wohnge-
biets weiter fest. 
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Für Rückfragen steht Ihnen Frau Jeenel (Tel:069/27144915) gerne zur Verfügun 
 

Immissionsschutz (Geruch): 
 
Zur Beurteilung des Vorhabens bezüglich der Geruchsimmissionen benötige ich 
noch weitergehende Informationen. Im Dokument wird an zwei Stellen lediglich 
erwähnt, dass es eine Kompostierungsanlage 500 m westlich des zu bebauenden 
Geländes gibt. Es ist aber nicht zu erkennen, wie oft mit Immissionen zu rechnen 
ist und welche Qualität die Gerüche haben. Parameter sind zum Beispiel die örtli-
chen Windverhältnisse, die Kapazität und das Verfahren der Kompostierung oder 
die Art des kompostierten Materials.  
 
Ich bitte um die Nachreichung aussagekräftiger Informationen z.B. einer Ge-
ruchsimmissionsprognose. Erst danach kann eine abschließende Stellungnahme 
erfolgen. 
Auch hier bei Rückfragen setzen sie sich bitte mit Herrn Piepenhagen (Tel: 
069/27144963) in Verbindung. 
 

Allgemein: 

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersendung 

einer Mehrausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das Regierungsprä-

sidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 

114, 60327 Frankfurt, gebeten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 

gez. 

Martin-M. Friedrich 

 

 

 

 
 
Immissionsschutz (Geruch) 
 
Zur Beurteilung des Vorhabens bzgl. Geruchsimmissio-
nen seien noch weitergehende Informationen notwendig. 
Es wird um die Nachreichung aussagekräftiger Informa-
tionen zu der Kompostieranlage gebeten. 
Dem Regierungspräsidium wurde der Messbericht zur 
Geruchsmessung der Anlage aus dem Genehmigungs-
verfahren nachgereicht. Mit abschließender Stellung-
nahme vom 17.02.2016 wurde mitgeteilt, dass keine Be-
denken hinsichtlich Geruchsimmissionen bestehen. 
 
 
 
 
 
 
Allgemein 
 
Nach Rechtsverbindlichkeit des B-Plans wird um Über-
sendung einer Mehrausfertigung gebeten. 
Der Bitte ist nach Abschluss des Verfahrens zu entspre-
chen. 

 
 
 
 
Der Bitte wurde entsprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bitte wird entsprochen. 
 
 

 



 
Gemeinde Gründau 
Bauamt 

 Gründau, den 20.04.2016 
 

 
  

 
Beschlussvorlage -  2016 -086 für: 
 
Gremium: TOP: Datum: Öffentlichkeitsstatus: 

Bau-, Planungs-, Verkehrs-, Agrar- 
und Umweltausschuss 

3 12.05.2016 öffentlich 

Gemeindevertretung   öffentlich 

Gemeindevorstand 4 25.04.2016 nichtöffentlich 

 
Beratung und Beschlussfassung über den Erlass einer Klarstellungssatzung 
gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 Baugesetzbuch für Grundstücke im Bereich der 
"Krummen Wiesen", Straße In der Hochstadt, Ortsteil Rothenbergen 
 
Beschlussempfehlung 
 
… wird beschlossen, der Gemeindevertretung folgende Klarstellungssatzung zur An-
nahme zu empfehlen: 
 

K l a r s t e l l u n g s s a t z u n g   gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 Baugesetzbuch über 
die Festlegung des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Rothenbergen 
für fünf Grundstücke im Bereich der „Krummen Wiesen“, Straße In der Hoch-
stadt, Flur 16, Flurstücke 15/3, 15/4, 15/6, 15/7 und 16/1 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 Nr. 1 Baugesetzbuch vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 
2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Okt. 2015 (BGBl. I S. 
1722), wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom ………… für 
fünf Grundstücke im Bereich der „Krummen Wiesen“, Straße In der Hochstadt, Flur 
16, Flurstücke 15/3, 15/4, 15/6, 15/7 und 16/1, Gemarkung Rothenbergen, folgende 
Satzung erlassen: 

§ 1 
Räumlicher Geltungsbereich 

(1)    Der im Zusammenhang bebaute Ortsteil (§ 34 BauGB) umfasst die Grundstü-
cke, die innerhalb der in beigefügter Karte eingezeichneten Abgrenzungslinie 
liegen.  

(2)    Die beigefügte Karte ist Bestandteil dieser Satzung 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 
Sachverhalt 
 
Der Gemeindevorstand hatte in seiner Sitzung am 14. 07. 2014 beschlossen, die 
oben angeführten Flächen für den Erlass einer Klarstellungssatzung zu erwerben. 
Nach langwierigen Verhandlungen wurden entsprechende Kaufverträge abgeschlos-
sen. Somit kann die Klarstellungssatzung erlassen werden. 
Vordergründig für diese Planung war der Stellplatzbedarf für die Kindertagesstätte 
„Sonnenschein“. Bürgermeister Helfrich wird den Punkt in der Sitzung näher erläu-
tern. 



Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung am 25.04.2016 einstimmig eine Be-
schlussempfehlung ausgesprochen. 
 
Sachbearbeiter:  Roth, Udo 

 
 





 
Gemeinde Gründau 
Hauptamt 

 Gründau, den 21.04.2016 
 

 
  

 
Beschlussvorlage -  2016 -089 für: 
 
Gremium: TOP: Datum: Öffentlichkeitsstatus: 

Gemeindevorstand 7 25.04.2016 nichtöffentlich 

Haupt- und Finanzausschuss  12.05.2016 öffentlich 

 
Beratung und Beschlussfassung über die Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung (§ 99 HGO) 
 
Beschlussempfehlung 
 
…. wird der Gemeindevertretung folgende Beschlussempfehlung unterbreitet: 
Im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung werden für das laufende Haushaltsjahr 
bei folgenden Investitions-Nummern Haushaltsmittel vorab bereitgestellt: 
I-137503-02 Neubau Aussegnungshalle Niedergründau  100.000 € 
I-157605-01 An- und Umbau Mehrzweckhalle Hain-Gründau 230.000 € 
I-157606-02 Umbau Gemeinschaftshaus Breitenborn  230.000 € 
I-064606-01 Umbau Kita Breitenborn     160.000 € 
Die aufgeführten Beträge werden im Haushaltsplan 2016 eingestellt. 
 
Sachverhalt 
 
Siehe Anlage 
 
 
 
 
 
 
 
Sachbearbeiter:  Werner, Joachim 

 
 



 
Gemeinde Gründau 
Hauptamt 

 Gründau, den 21.04.2016 
 

 
  

 
Beschlussvorlage -  2016 -089 für: 
 
Gremium: TOP: Datum: Öffentlichkeitsstatus: 

Gemeindevorstand 7 25.04.2016 nichtöffentlich 

Haupt- und Finanzausschuss  12.05.2016 öffentlich 

 
Beratung und Beschlussfassung über die Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung (§ 99 HGO) 
 
Beschlussempfehlung 
 
…. wird der Gemeindevertretung folgende Beschlussempfehlung unterbreitet: 
Im Rahmen der vorläufigen Haushaltsführung werden für das laufende Haushaltsjahr 
bei folgenden Investitions-Nummern Haushaltsmittel vorab bereitgestellt: 
I-137503-02 Neubau Aussegnungshalle Niedergründau  100.000 € 
I-157605-01 An- und Umbau Mehrzweckhalle Hain-Gründau 230.000 € 
I-157606-02 Umbau Gemeinschaftshaus Breitenborn  230.000 € 
I-064606-01 Umbau Kita Breitenborn     160.000 € 
Die aufgeführten Beträge werden im Haushaltsplan 2016 eingestellt. 
 
Sachverhalt 
 
Siehe Anlage 
 
 
 
 
 
 
 
Sachbearbeiter:  Werner, Joachim 

 
 



 
Gemeinde Gründau 
Hauptamt 

 Gründau, den 08.03.2016 
 

 
  

 
Beschlussvorlage -  2016 -037 für: 
 
Gremium: TOP: Datum: Öffentlichkeitsstatus: 

Gemeindevertretung  21.03.2016 öffentlich 

 
Aufnahme  in ein  Förderprogramm des Bundes für Umwelt, Naturschutz, Bau 
und Reaktorsicherheit für  LED-Projekte der Gemeinde zur Außenbeleuchtung 
von Immobilien, Straßen, Wegen und Plätzen  (Antrag der CDU-Fraktion vom 
06.03.2016) 
 
Beschlussempfehlung 
 
siehe Antrag 
 
 
 
 
 
 
 
Sachverhalt 
 
siehe Antrag 
 
 
 
 
 
 
Sachbearbeiter:  Werner, Joachim 

 
 




